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Ordnung zur Änderung der Studienordnung  
für den postgradualen Studiengang „Europäisches und Internationales Recht“  

der Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät  
der Universität des Saarlandes. 

 
Vom 28. April 2016 

 
 

Der Abteilungsausschuss der Abteilung Rechtswissenschaft der Rechts- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Universität des Saarlandes hat auf Grund von 
§ 54 Universitätsgesetz vom 23. Juni 2004 (Amtsbl. S. 1782), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 14. Oktober 2014 (Amtsbl. S. 406) folgende Ordnung zur Änderung der 
Studienordnung für den postgradualen Studiengang „Europäisches und Internationales 
Recht“ auf der Grundlage der Prüfungsordnung für den postgradualen Studiengang 
„Europäisches und Internationales Recht“ vom 25. April 2013 (Dienstbl., Nr. 14, S. 102), 
zuletzt geändert durch Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung für den postgradualen 
Studiengang „Europäisches und Internationales Recht“ der Rechts- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Universität des Saarlandes vom 28. April 2016 
(Dienstbl. S. 356) erlassen, die nach Zustimmung des Senats der Universität des Saarlandes 
hiermit verkündet wird. 

 
 
 

Artikel 1 
 
Die Studienordnung für den postgradualen Studiengang „Europäisches und Internationales 
Recht“ vom 25. April 2013 (Dienstbl., Nr. 14, S. 107) wird wie folgt geändert:  
 
1. In § 1 werden ein neuer Satz 2 und Satz 3 eingefügt:  

„Sie regelt den Inhalt und den Aufbau des Studienganges. Sie bestimmt das 
Lehrangebot und die Gliederung des Studienganges, sowie Module, 
Schwerpunktbereiche und Pflichtveranstaltungen.“ 

 
2. § 1 Satz 2 wird zum neuen § 1 Satz 4.  
 
3. In § 5 Abs. 1 wird ein neuer Satz 3 eingefügt: 

„Die Regelstudienzeit darf nicht unterschritten werden.“ 
 
4. § 5 Abs. 2 Satz 1 wird gestrichen und durch folgenden Satz 1 ersetzt: 

„Auf Antrag werden die Inanspruchnahme der gesetzlichen Mutterschutzfristen, der 
Elternzeit und die Erfüllung von Familienpflichten (insbesondere Erziehung/Betreuung 
eines minderjährigen Kindes bzw. mehrerer minderjähriger Kinder sowie die Betreuung 
pflegebedürftiger Angehöriger) sowie die besonderen Belange behinderter und 
dauerhaft erkrankter Studierender berücksichtigt.“ 

 
5. § 6 Abs. 1 wird gestrichen und durch folgenden neuen Absatz 1 ersetzt: 

„Die im Studienprogramm angebotenen Lehrveranstaltungen erstrecken sich auf die 
Gebiete des europäischen und internationalen Rechts.“ 

 
6. In § 6 Abs. 2 e) werden unter Modul 5 vor dem Wort „Menschenrechtschutz“ die Wörter 

„und Internationaler“ und vor dem Wort „Protection“ die Wörter „and International“ 
eingefügt.  
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7. In § 6 Abs. 3 wird einer neuer Satz 5 eingefügt:  
„Auch kann die Leitung des Europa-Instituts – Sektion Rechtswissenschaft – 
Teilnehmerbeschränkungen für einzelne Veranstaltungen festlegen.“ 

 
8. § 7 wird gestrichen 
 
9. Es wird ein neuer § 7 eingefügt: 

„Das jeweilige Studienprogramm wird rechtzeitig vor Beginn des Semesters von der 
Leitung des Europa-Instituts – Sektion Rechtswissenschaft – festgesetzt. Für jedes 
Studienjahr wird ein Handbuch mit detaillierten Informationen zu den Inhalten der 
Module und den einzelnen Lehrveranstaltungen erstellt, das den Studierenden in 
geeigneter Form rechtzeitig zur Verfügung gestellt wird. Die Leitung des Europa-Instituts 
– Sektion Rechtswissenschaft – kann dabei einzelne Veranstaltungen für nicht 
eingeschriebene Studierende kennzeichnen und öffnen. In das Studienprogramm 
können auch Lehrveranstaltungen anderer Studiengänge einbezogen werden. Die 
Einbeziehung erfolgt im Einvernehmen mit der für den Studiengang zuständigen 
Fakultät.“ 

 
10. In § 8 wird ein neuer Satz 2 eingefügt:  

„Näheres regelt die Prüfungsordnung.“ 
 
11. § 9 wird gestrichen.  
 
12. Es wird ein neuer § 9 eingefügt: 

„Sie gilt für Studierende, die das Studium ab dem Wintersemester 2016/17 aufnehmen.“ 
 

 
Artikel 2 

 
Diese Ordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Dienstblatt der Hochschulen des 
Saarlandes in Kraft.  
 
Saarbrücken, 26. August 2016 
 

 
 
Der Universitätspräsident 
Univ.-Prof. Dr. Volker Linneweber 
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